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19. Verordnung: Quartalsberichtsverordnung
20. Verordnung: Übertragung von Buchhaltungsaufgaben
21. Verordnung: Übertragung von Aufgaben nach § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundeshaushaltsgesetzes

19. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 23. Dezember 1986 zur Durch-
führung des Kreditwesengesetzes (Quartalsbe-

richtsverordnung)

Auf Grund des § 24 Abs. 14 sowie nach Anhö-
rung der Oesterreichischen Nationalbank auf
Grund des §24 Abs. 17 des Kreditwesengesetzes,
BGBl. Nr. 63/1979, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 370/1982 und BGBl. Nr. 325/1986
wird verordnet:

§ 1. (1) Die Quartalsberichte gemäß § 24 Abs. 14
KWG sind entsprechend der Anlage zu gliedern.

(2) Die Daten der Quartalsberichte sind unter-
jährig auf kumulierter Basis zu übermitteln.

§ 2. (1) Die Quartalsberichte sind mittels der von
der Oesterreichischen Nationalbank erstellten Vor-
drucke oder auf maschinell lesbaren Datenträgern
zu übermitteln. Die Datenträger müssen bestimm-
ten, von der Oesterreichischen Nationalbank
bekanntzugebenden Mindestanforderungen ent-
sprechen.

(2) Banken, die einem Zentralinstitut angeschlos-
sen sind, können ihre Quartalsberichte innerhalb
der gesetzlichen Frist im Wege eines von einer Zen-
tralstelle erstellten Datenträgers abgeben, soweit
sichergestellt ist, daß diese Quartalsberichte von
der Zentralstelle selbst innerhalb von drei Tagen
übermittelt werden.

(3) Bei der Umrechnung von Fremdwährungspo-
sitionen ist der Devisenmittelkurs des Quartalsulti-
mos anzuwenden.

§3. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1988
außer Kraft.
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Anlage

Quartalsbericht in 1000 S

1 Zinsen und zinsähnliche Erträge
hievon aus Veranlagungen des Hypotheken-
bankgeschäftes

1.1 aus Kredit- und Veranlagungsgeschäften
a) aus Ausleihungen an Nichtbanken

aa) aus Wechsel
bb) aus sonstigen Ausleihungen

b) aus Ausleihungen an Banken
c) aus Guthaben bei Banken

1.2 aus Wertpapieren
a) aus festverzinslichen Wertpapieren
b) aus sonstigen Wertpapieren

1.3 aus Beteiligungen

2 Zinsen und zinsähnliche Aufwendungen

2.1 für das Einlagengeschäft
a) für Nichtbanken

aa) für Spareinlagen
bb) für Sichteinlagen
cc) für Termineinlagen
dd) für sonstige Einlagen

b) für Banken

2.2 für eigene Emissionen
a) für Pfand- und Kommunalbriefe
b) für sonstige Emissionen

I. NETTOZINSERTRAG

3 Dienstleistungsgeschäft

3.1 Provisions- und andere Erträge aus dem
a) Zahlungsverkehr
b) Kreditgeschäft
c) Wertpapiergeschäft
d) sonstigen Dienstleistungsgeschäft
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3.2 Provisions- und andere Aufwendungen für
a) Zahlungsverkehr
b) Kreditgeschäft
c) Wertpapiergeschäft
d) sonstiges Dienstleistungsgeschäft

II. BETRIEBSERTRÄGE

4 Personalaufwand

4.1 Löhne und Gehälter

4.2 Aufwand für gesetzlich vorgeschriebene
soziale Abgaben und vom Entgelt abhängige
Abgaben und Pflichtbeiträge

4.3 Sonstiger Sozialaufwand

4.4 Aufwendungen für Altersversorgung und
Unterstützung

4.5' Dotierung der Pensionsrückstellung

4.6 Dotierung der Abfertigungsrückstellung

5 Sachaufwand

5.1 Miet- und Leasingaufwand

5.2 Sonstiger Sachaufwand

6 Ordentliche Abschreibungen auf Sachanlagen

7 Steuern und Abgaben (soweit nicht in Posi-
tion 4 auszuweisen und ohne Steuern vom
Einkommen und Ertrag)

III. BETRIEBSAUFWENDUNGEN

IV. TEILBETRIEBSERGEBNIS

8 Realisierte Gewinne und Verluste

8.1 aus dem Wertpapiergeschäft

8.2 aus dem Devisengeschäft

8.3 aus dem Edelmetall- und Valutengeschäft

V. BANKBETRIEBSERGEBNIS

9 Ordentliche Erträge aus bankfremden
Geschäften

10 Ordentliche Aufwendungen aus bankfremden
Geschäften

VI. BETRIEBSERGEBNIS

11 Außerordentliche Erträge

11.1 aus ausgebuchten Forderungen

11.2 aus der Veräußerung von Beteiligungen

11.3 aus der Veräußerung von Sachanlagen

11.4 sonstige außerordentliche Erträge

12 Außerordentliche Aufwendungen

12.1 für Direktabschreibungen

12.2 aus der Veräußerung von Beteiligungen

12.3 aus der Veräußerung von Sachanlagen

12.4 sonstige außerordentliche Aufwendungen

13 Aufwendungen aus Verlustübernahme

VH. QUARTALSÜBERSCHUSS/FEHLBE-
TRAG

(vor bewertungsbedingten Aufwendungen und
Erträgen)

Warengeschäft der Kreditgenossenschaften

1. Ordentliche Erträge
2. Ordentliche Aufwendungen
3. BETRIEBSERGEBNIS DES WARENGE-

SCHÄFTES
4. Außerordentliche Erträge
5. Außerordentliche Aufwendungen
6. AUSSERORDENTLICHES ERGEBNIS

DES WARENGESCHÄFTES
7. QUARTALSÜBERSCHUSS/-FEHLBE-

TRAG DES WARENGESCHÄFTES
8. QUARTALSÜBERSCHUSS/-FEHLBE-

TRAG AUS BANKGESCHÄFT
9. QUARTALSÜBERSCHUSS/-FEHLBE-

TRAG DER GENOSSENSCHAFT

Veränderung der Risikovorsorgen für Großveran-
lagungen gemäß § 13 KWG

[Großveranlagungen von Einzelinstituten, ausge-
nommen in Form von Zwischenbankguthaben (§ 13
Abs. 4 Z 4 und 5), zuzüglich jedoch Widmungsein-

lagen]
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20. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 30. Dezember 1986 über die

Übertragung von Buchhaltungsaufgaben

Auf Grund des § 6 Abs. 1 des Bundeshaushalts-
gesetzes, BGBl. Nr. 213/1986, wird im Einverneh-
men mit dem Rechnungshof verordnet:

§ 1. Die in § 7 des Bundeshaushaltsgesetzes
angeführten Buchhaltungsaufgaben werden im
Wirkungsbereich des haushaltsleitenden Organs
Bundesminister für Finanzen für die nachstehenden
anweisenden Organe der Buchhaltung folgender
anweisender Organe übertragen:

vom anweisenden Organ der Buchhaltung

1. Finanzprokuratur der Finanzlandesdirek-
tion für Wien, Nieder-
österreich und Burgen-
land;

2. Österreichisches des Bundesrechenamtes;
Postsparkassenamt

3. Hauptpunzierungs- des Bundesministeriums
und Probieramt für Finanzen.

§ 2. Die in § 7 des Bundeshaushaltsgesetzes
angeführten Buchhaltungsaufgaben werden im
Wirkungsbereich des haushaltsleitenden Organs
Bundesminister für Finanzen hinsichtlich der Ruhe-
und Versorgungsbezüge der Beamten und ihrer
Hinterbliebenen für die anweisenden Organe

Österreichisches Hauptmünzamt, Österreichische
Glücksspielmonopolverwaltung und Verwertungs-
stelle des Österreichischen Branntweinmonopols
der Buchhaltung im Wirkungsbereich des Bundes-
rechenamtes übertragen.
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2 1 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 30. Dezember 1986 betreffend
die Übertragung von Aufgaben nach § 5

Abs. 2 Z 4 des Bundeshaushaltsgesetzes

Auf Grund des § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundeshaus-
haltsgesetzes, BGBl. Nr. 213/1986, wird verordnet:

Die im § 5 Abs. 4 des Bundeshaushaltsgesetzes
genannten Aufgaben werden im Wirkungsbereich
des haushaltsleitenden Organs Bundesminister für
Finanzen

1. den Finanzlandesdirektionen,
2. der Finanzprokuratur,
3. dem Österreichischen Postsparkassenamt,
4. dem Bundesrechenamt und
5. dem Hauptpunzierungs- und Probieramt

übertragen, und es werden somit diese Amtsorgane
zu anweisenden Organen im Sinne des § 5 Abs. 2
Z 4 des Bundeshaushaltsgesetzes erklärt.
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